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Das (noch) sakrosankte 2-Grad-Celsius-Ziel ist unrealistisch 
Wenn man in der Klimapolitik ständig viel zu ambitiöse, unerreichbare Ziele wie das in 
Kopenhagen verabschiedete 2-Grad-Ziel setzt, wird man unglaubwürdig. Ein Plan B könnte 
lauten, sich realistische Ziele zu setzen und diese dann auch ernsthaft zu verfolgen.  

Von Oliver Geden 

Als der Nationalrat vor wenigen Tagen über die Totalrevision des CO2-Gesetzes beriet, 
entschied er sich zwar für eine Reduktion der Emissionen um 20 Prozent bis 2020, lehnte es 
jedoch ab, auch das sogenannte 2-Grad-Ziel ins Gesetz mit aufzunehmen. Damit haben die 
Parlamentarier nicht nur einen bemerkenswerten Realismus bewiesen, sondern ganz nebenbei 
auch den Primat der Politik gegenüber den Klimawissenschaften verteidigt. Auf der 
internationalen Ebene ist das Ziel, den globalen Temperaturanstieg auf höchstens 2 Grad 
Celsius zu beschränken, derzeit aber noch sakrosankt, wie auch die laufende Uno- 
Klimakonferenz in Bonn zeigt. Eine kritische Debatte über das 2-Grad-Ziel wird in Zukunft 
jedoch unausweichlich sein. Das entscheidende Problem liegt dabei nicht im Anspruchsniveau 
der anvisierten Schranke, sondern in dem ausgeprägten Steuerungsoptimismus, der mit der 
Formulierung von klimapolitischen Globalzielen einhergeht. 

Mut zum Paradigmenwechsel 

Entgegen den Beteuerungen vieler Klimapolitiker handelt es sich beim 2-Grad-Ziel 
keineswegs um eine Vorgabe des Weltklimarats IPCC. In dessen viertem Bericht über die 
Sachlage aus dem Jahr 2007 sucht man es vergeblich. Gleichwohl plädieren viele prominente 
Klimawissenschafter in der Öffentlichkeit für eine Leitplanke von 2 Grad, mit dem durchaus 
nachvollziehbaren Argument, jenseits dieses Schwellenwerts könnten die Folgen des 
Klimawandels unbeherrschbar werden. International durchsetzen konnte sich das Ziel jedoch 
nur dank der tatkräftigen Unterstützung der EU. 
Die EU-Institutionen plädieren seit 1996 für das 2-Grad-Ziel. In der EU wird inzwischen - 
anders als in der Schweiz - in jedem energie- oder klimapolitischen Rechtsakt auf diese 
Zielmarke verwiesen, 2007 wurde sie gar in den Mittelpunkt der ersten EU-Energiestrategie 
gerückt. Vor dem Kopenhagener Klimagipfel ist es der EU gelungen, alle relevanten 
Verhandlungspartner auf die Zielformel einzuschwören, selbst die USA und China. In 
Kopenhagen fand das 2-Grad-Ziel schliesslich erstmals Anerkennung auf Uno-Ebene. 
Allerdings wurden keine verbindlichen Massnahmen zur Zielerreichung beschlossen. 
Da allein die bisherigen Emissionen einen Temperaturanstieg von etwa 1,5 Grad gegenüber 
dem vorindustriellen Zeitalter verursachen, wären schnelle und dramatische Fortschritte in der 
internationalen Klimapolitik notwendig, um das 2-Grad-Ziel noch zu schaffen. Damit ist 
angesichts der schleppenden Verhandlungen sowie der Emissionspfade der grössten Industrie- 
und Schwellenländer aber nicht zu rechnen. Sobald sich in den Klimawissenschaften ein 
Konsens darüber gebildet haben wird, dass die 2-Grad-Marke nicht mehr zu halten ist, wird 
die internationale Klimapolitik in eine neue Phase treten. Dabei dürfte der derzeit noch 
dominierende Top-down-Ansatz klimapolitischer Globalziele unter Druck geraten - und damit 
auch das bisher symbiotische Arbeitsbündnis von Klimaforschung und ambitionierter 
Klimapolitik. 



Das klassische politische Reaktionsmuster bei offenkundig nicht mehr erreichbaren Zielen ist 
einfach. Kann ein Thema nicht komplett von der politischen Agenda genommen werden, 
kommt es schlicht zu einer Re-Formulierung des ursprünglichen Ziels. Im Falle des 2-Grad- 
Ziels würde sich die europäische Klimapolitik jedoch dem Verdacht der Beliebigkeit 
aussetzen, wenn sie für eine Erhöhung der Leitplanke auf 2,5 oder 3 Grad plädieren würde. 
Politisch leichter zu kommunizieren wäre ein schwächeres Ziel hingegen, wenn man 
gleichzeitig die Zielkategorie wechselte, etwa mit einem Grenzwert für die maximale 
Konzentration von Treibhausgasen in der Atmosphäre. Doch statt solch naheliegende 
Auswege zu beschreiten, sollte die Klimapolitik besser den Mut aufbringen, einen 
Paradigmenwechsel zu vollziehen - von festen Grenzwerten im Klimasystem zu relativen 
klimapolitischen Zielen. 

Dekarbonisierung 

Die Definition globaler klimatologischer Schwellenwerte ist in einer wissenschaftlichen 
Perspektive durchaus sinnvoll. Auf dieser Basis zunächst ein weltweites Emissionsbudget bis 
2050 festzulegen und dieses dann gerecht auf einzelne Länder oder Regionen zu verteilen, 
wäre durchaus problemadäquat. Politisch ist ein solcher Ansatz aber illusorisch. Auf 
internationaler Ebene fehlen derzeit schlichtweg die Institutionen und Instrumente, um ein 
solches Regime wirksam zu implementieren. Eine strategiegeleitete Klimapolitik kann sich 
nicht darauf beschränken, als verlängerter Arm der Klimaforschung fungieren zu wollen. Sie 
muss bei der Setzung sinnvoller Ziele auch die Rahmenbedingungen internationaler Politik, 
die innenpolitischen Verhältnisse und die wirtschaftlichen Interessen der wichtigsten Akteure 
reflektieren. 
Für die klimapolitisch ambitionierten Staaten West- und Nordeuropas wäre es deshalb 
vielversprechender, sich das Ziel einer schnellstmöglichen und kontinuierlichen 
«Dekarbonisierung» zu setzen. Sie müssten dann den Beweis antreten, dass dieser Weg 
technologisch möglich und ökonomisch erfolgreich ist, mit positiven Effekten nicht nur für 
das Klima, sondern auch für Energiepreise und Versorgungssicherheit. Gelänge dies, würden 
andere Industrie- und Schwellenländer schon aus Eigeninteresse folgen. Zwar wäre zu 
erwarten, dass ein solcher Bottom-up-Ansatz mittel- bis langfristig zu deutlichen 
Emissionsminderungen führt. Eine treffsichere Vorhersage darüber, welchen konkreten 
Temperaturanstieg die Welt damit in Kauf nehmen würde, wäre jedoch nicht möglich. 
Allerdings ist zu bezweifeln, dass es sich beim derzeit favorisierten Top-down-Prinzip 
tatsächlich anders verhält. Wirksames Handeln ohne fest definierten Grenzwert ist allemal 
besser als eine Temperatur-Obergrenze, deren Erreichen politisch nicht durchgesetzt werden 
kann. 
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